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BUNDESSOZIALGERICHT 

 

Beschluß 

in dem Rechtsstreit 
 

Az:  9 BV 83/97 

 

 

 
 
............................................................................................................................., 
 
 

Klägerin und Beschwerdeführerin, 
 
Prozeßbevollmächtigte:    ......................................................., 

 
 

 
 

g e g e n 
 
 
Freistaat Bayern, 
vertreten durch das Bayerische Landesamt für Versorgung und Familienförderung  
- Landesversorgungsamt - Außenstelle Bayreuth, 
Hegelstraße 2, 95447 Bayreuth, 
 

Beklagter und Beschwerdegegner. 
 
 

 

Der 9. Senat des Bundessozialgerichts hat am 22. September 1997 durch den 

Vorsitzenden Richter   K u m m e r   sowie die Richter  Dr.  K o c h e r   und  

D a u  

beschlossen: 

 

Die Beschwerde der Klägerin gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil des Baye-

rischen Landessozialgerichts vom 27. Februar 1997 wird als unzulässig verworfen.  

 

Die Beteiligten haben einander außergerichtliche Kosten für das Beschwerdeverfahren 

nicht zu erstatten.  
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G r ü n d e :  

 

Die Beschwerde der Klägerin entspricht nicht der gesetzlich vorgeschriebenen Form. 

Nach § 160a Abs 2 Satz 3 des Sozialgerichtsgesetzes (SGG) muß in der Beschwerdebe-

gründung einer der in § 160 Abs 2 SGG aufgezählten Revisionszulassungsgründe be-

zeichnet werden.  

 

Soweit die Nichtzulassungsbeschwerde darauf gestützt wird, daß die Nichtzulassungsbe-

schwerde grundsätzliche Bedeutung habe (§ 160 Abs 2 Nr 1 SGG), ist in der Beschwer-

debegründung die zu entscheidende Rechtsfrage klar zu bezeichnen und anzugeben, 

weshalb die Klärung dieser Rechtsfrage grundsätzliche, über den Einzelfall hinausge-

hende Bedeutung hat. Insbesondere muß der Beschwerdeführer darlegen, daß die 

Rechtssache klärungsbedürftig, also zweifelhaft, und klärungsfähig, mithin rechtserheb-

lich, ist, so daß hierzu eine Entscheidung des Revisionsgerichts erwartet werden kann 

(vgl Bundessozialgericht <BSG> SozR 1500 § 160 Nrn 39 und 53).  

 

Die Beschwerde genügt diesen formellen Anforderungen nicht. Die Klägerin hat zwar 

(sinngemäß) folgende, von ihr für grundsätzlich gehaltene Rechtsfrage formuliert:  

 

Hat das Gericht bei Vorliegen von Anzeichen dafür, daß zumindest die Möglichkeit 
besteht, daß der Tod auch auf Kriegsfolgen zurückzuführen ist, ein erneutes Gutach-
ten von Amts wegen einzuholen (§ 103 SGG)? 

 

Die Klägerin hat aber nicht dargelegt, weshalb dieser Frage grundsätzliche Bedeutung 

zukommen soll, obwohl für den geltend gemachten Anspruch auf Hinterbliebenenversor-

gung nicht die Möglichkeit eines ursächlichen Zusammenhangs zwischen Todesleiden 

und Schädigungsfolgen ausreicht, sondern Wahrscheinlichkeit erforderlich ist.  

 

Die Beschwerde kann auch nicht wegen eines Verfahrensmangels zugelassen werden. 

Die Klägerin behauptet zwar, am 28. Februar 1996 beantragt zu haben, nach § 109 SGG 

ein weiteres medizinisches Gutachten von dem Sachverständigen Dr. S.            einzu-

holen, und macht weiter geltend, dies sei in einen "Hilfsbeweisantrag" iS des § 103 SGG 

umzudeuten, so daß die Voraussetzungen vorlägen, unter denen nach § 160 Abs 2 Nr 3 

SGG die Revision zuzulassen sei. Die Klägerin legt aber nicht dar, daß dieser Antrag in 

der mündlichen Verhandlung am 27. Februar 1997 aufrechterhalten worden ist. Im übri-

gen hat der Senat mehrfach (vgl SozR 1500 § 160 Nr 67) - zuletzt durch Beschluß vom 

9. August 1995 (9 BV 27/95, nicht veröffentlicht) - entschieden, daß ein hilfsweise ge-

stellter Antrag auf Anhörung eines bestimmten Sachverständigen gemäß § 109 SGG kein 

Beweisantrag iS des § 160 Abs 2 Nr 3 SGG ist, der mit der Rüge der Verletzung des 

§ 103 SGG zur Zulassung der Revision führen kann. Die Verfassungsbeschwerde gegen 

den letztgenannten Beschluß wurde nicht zur Entscheidung angenommen (Bundesverfas-

sungsgericht, 1. Senat, 2. Kammer, Beschluß vom 1. August 1996 - 1 BvR 323/96 -).  
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Die Kostenentscheidung folgt aus entsprechender Anwendung des § 193 SGG. 
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